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Vorwort 
 
Die Verfasserin behandelt in ihrer der Freien Universität als Dissertation vorge-
legten Arbeit die guten Corporate Governance Grundsätzen als ein Element im 
weltweiten Wettbewerb um Gesellschaftsrechtsformen, die den Wünschen der 
Investoren nach Transparenz und Klarheit des Verwaltungsgefüges einer Akti-
engesellschaft entgegenkommen und die Aktiengesellschaft ein Optimum an 
Funktionsfähigkeit vermitteln sollen. Sie hat für diese Analyse das deutsche und 
britische Recht zum Zentrum einer rechtsvergleichenden Betrachtung gewählt, 
um zu prüfen, ob die Corporate Governance Grundsätze bei der SE in den bei-
den Rechtsordnungen zu vergleichbaren Resultaten führen oder nicht. 
Die Arbeit beginnt mit einem Überblick über die Entwicklung und die Rechts-
quellen der SE. Sie vermittelt einen guten Einblick über das Zusammenwirken 
der supranationalen SE-Normen mit den ergänzenden mitgliedstaatlichen Nor-
men und die aktuelle Bedeutung dieses Begriffs in der weltweiten Diskussion 
um gute Corporate Governance. Die Verfasserin vergleicht dabei die Corporate 
Governance in der dualistischen und in der monistischen Aktiengesellschaft, und 
zwar getrennt für die deutsche und englische SE. In Deutschland existieren bis-
lang nur dualistische SEs und in England nur monistische SEs. Die Verfasserin 
skizziert eingehend die Handlungsverfassung der deutschen und englischen SE 
sowie die ergänzenden Empfehlungen im deutschen Corporate Governance Co-
de. Auf EU-Ebene hat die Dissertation um die Schaffung europaweiter Corpora-
te Governance Spielregeln leider ein frühes Ende gefunden. Die EU hatte zwar 
im Jahr 2003 einen Aktionsplan zur Modernisierung des Gesellschaftsrechts und 
zur Verbesserung der Corporate Governance in der EU verabschiedet, hatte es 
aber jedem Mitgliedstaat überlassen, selbständig im Rahmen seiner gesell-
schaftsrechtlichen Gestaltungsspielräume eigene Corporate Governance Grund-
sätze aufzustellen. Da Corporate Governance Spielregeln als unverbindliches 
Soft-Law nur geringe Wirkung im Sinne einer Harmonisierung der rechtlichen 
Spielregeln in den EU-Mitgliedstaaten zeitigten, treibt die EU die Harmonisie-
rung des Gesellschaftsrechts nunmehr durch Richtlinien voran.  
Die Verfasserin behandelt, um den Vergleich zwischen deutscher und englischer 
Rechtsordnung transparent zu machen, die Einzelregelungen im Detail und stellt 
sie einander gegenüber. Sie stellt heraus, dass das dualistische Modell in 
Deutschland strikt durchgeführt ist, meint aber, dass die organisatorische Tren-
nung zwischen Leitungs- und Aufsichtsorgan eine Schwäche des Systems dar-
stelle, weil es ein Informationsdefizit zwischen den Organen zur Folge habe und 
dadurch die Kontrollfunktion des Aufsichtsrates beeinträchtigt werde. Diese 
Kritik ist bedenkenswert, weil der Aufsichtsrat im Normalfall (Ausnahme § 111 
Abs. 2, 109 Abs. 2 AktG keine vorstandsunabhängigen Informationen erhalte 
und deshalb seine Kontrollfunktion nur begrenzt ausüben könne. Setze der Auf-
sichtsrat dagegen seine Mitwirkung gemäß § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG bei wich-
tigen Geschäften durch, bei denen eine ex post Kontrolle zu spät käme, so nähe- 
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re sich das dualistische System durchaus dem monistischen System an, bei dem 
die day-to-day policy und operative Planung gleichfalls bei den hauptberufli-
chen „Officers“ liege und nicht beim Verwaltungsrat, der zwar theoretisch eine 
umfassende Zuständigkeit habe, davon aber in der Praxis aufgrund begrenzter 
Sitzungsfrequenz und Sachkunde in der Unternehmenswirklichkeit nur partiell 
Gebrauch mache. Bei Krisen hat der Verwaltungsrat dagegen die rechtliche 
Möglichkeit, die Leitung zu übernehmen, was im deutschen Recht dem Auf-
sichtsrat verwehrt ist.  
Die Verfasserin beschränkt sich in ihrer Arbeit nicht auf die Darstellung des In-
halts der jeweiligen Normensysteme, sondern sie bewertet auch die Qualität der 
Handlungs- und Haftungsregelungen. Sie arbeitet heraus, warum im englischen 
Recht die Haftung der Organmitglieder im Wesentlichen als Außenhaftung, in 
Deutschland dagegen im Wesentlichen als Innenhaftung konstruiert wird, und 
würdigt die unterschiedlichen Auswirkungen dieser Haftungssysteme. Sie analy-
siert den Gleichklang des Rechts (z.B. bei der Anwendung der Business Judge-
ment Rule), aber auch die  Differenzen z.B. bei der Interpretation der Sorgfalts-
pflichten (duties of care and skill). Die Verfasserin äußert daher große Sympa-
thie für die flexible Art der britischen Business Judgement Rule. Darüber lässt 
sich vortrefflich streiten. In den USA hat die Business Judgement Rule dazu 
beigetragen, den Wagemut mancher Vorstände so zu entfesseln, dass sie ihre 
Pflicht zur sorgfältigen fremdnützigen Vermögensverwaltung ihrer Risiko- und 
Spekulationsfreude untergeordnet haben. Die Verfasserin lobt auch die größere 
Flexibilität der britischen SE. Indes: Je größer die satzungsmäßigen und ge-
schäftsordnungsmäßigen Abänderungsmöglichkeiten sind, um so weniger weiß 
der Kapitalmarkt über die aktuelle Gestaltung der gesellschaftsinternen Organi-
sation, der Zuständigkeitsverteilung und über die Verantwortlichkeiten. Der von 
der Verfasserin anschaulich geschilderte principle agent-Konflikt legt zugleich 
die Nachteile zu flexibler Regelungen offen, weil diese in der Praxis zur Locke-
rung der Verantwortlichkeit des Managements führen können.  
Auch in der monistisch verfassten SE, an deren Spitze das mit umfassenden 
Rechten ausgestaltete Verwaltungsorgan steht, erfolgt die laufende Geschäfts-
führung durch geschäftsführende Direktoren, die aber den Weisungen des Ver-
waltungsrates unterworfen sind. Deshalb kennzeichnet die Verfasserin den Ver-
waltungsrat als das oberste Leitungsorgan der monistischen SE, während diese 
Rolle in der dualistischen SE zwischen Vorstand und Aufsichtsrat aufgeteilt ist. 
Die Arbeit enthält eine präzise Darstellung der Kompetenzen der Organe, der 
Regelungen über Bestellung und Beendigung der Mitgliedschaft im Verwal-
tungsrat und der Stellung des Verwaltungsratsvorsitzenden (CEO). Die Verfas-
serin kritisiert zu Recht, dass der Verwaltungsratsvorsitzende zugleich als CEO 
fungieren kann, weil dies die Kontrollfunktion des Board gegenüber den Of-
ficers schwächt. Diese Personalunion gehört bekanntlich aber zu den gesell-
schaftspolitisch umstrittensten Fragen.  
Die Arbeit betont zutreffend, dass nach § 42 I SEAG die geschäftsführenden 
Direktoren zwar formal dem Verwaltungsrat hierarisch untergeordnet sind (§ 22 
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VI SEAG), materiell aber ihnen die laufende Geschäftsführung zugewiesen ist 
mit der Folge, dass sie faktisch eine dem Vorstand der deutschen AG angenäher-
te Position inne haben. Die Verfasserin rechtfertigt dies, indem sie die geschäfts-
führenden Direktoren mit der Geschäftsführung einer deutschen GmbH (mit 
Hinblick auf § 37 GmbHG) vergleicht und die Weisungskompetenz des Verwal-
tungsrates betont, obgleich sie sieht, dass in der Praxis die geschäftsführenden 
Direktoren „prinzipiell alles machen können, was im Unternehmen passiert“. 
Eingehend behandelt wird auch das schwierige Verhältnis zwischen Inside Di-
rectors des Verwaltungsrates, die zugleich Officers sind, und Outside Directors. 
Die Verfasserin betrachtet die Outside Directors als Elemente einer Kontrolle 
der Geschäftsführung des Unternehmens und sieht in der flexiblen Organstruk-
tur Vorteile für das monistische System. Sorgfältig analysiert die Arbeit die Un-
terschiede in den Grundstrukturen der deutschen monistischen Aktiengesell-
schaft und der monistischen SE in Großbritannien. In Großbritannien gibt es kei-
nen gesetzlichen Zwang zu einer starren Aufgabenteilung zwischen Verwal-
tungsrat und den geschäftsführenden Direktoren, denen die laufende Geschäfts-
führung zugewiesen ist. Der Hintergrund für die starre Abgrenzung im deut-
schen Recht liegt in der deutschen Mitbestimmungsgesetzgebung, die auch für 
die monistische AG gilt. Der deutsche Gesetzgeber wollte keine Mitwirkung 
von Arbeitnehmerrepräsentanten beim Day-to-Day-Business und sicherte des-
halb den geschäftsführenden Direktoren eine eigenverantwortliche Sphäre un-
ternehmerischer Zielverwirklichung zu, in die der Verwaltungsrat nicht eingrei-
fen kann. Da es in Großbritannien keine Mitbestimmung auf Unternehmensebe-
ne gibt, brauchte der englische Gesetzgeber darauf keine Rücksicht nehmen; er 
konnte demgemäß der monistischen AG eine wesentlich höhere Organflexibili-
tät einräumen. Die Verfasserin beschreibt daher im Ergebnis das britische mo-
nistische System als außerordentlich flexibel, während das deutsche System eher 
überreguliert und deshalb weniger flexibel ist.  
Abschließend würdigt die Verfasserin die wachsende Konvergenz der Corporate 
Governance Grundsätze für die monistische und dualistische SE in Deutschland 
und Großbritannien. Sie sieht sowohl Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede 
mit jeweiligen Stärken. Sie ist von der Überlegenheit des britischen monisti-
schen Systems wegen des besseren Informationsflusses zwischen Leitung und 
Überwachung überzeugt. Die Bedeutung der Corporate Governance Grundätze 
sieht die Verfasserin auf der Grundlage der Angleichung des deutschen Kapi-
talmarktrechts an das anglosächsische System darin, dass gemeinsames Soft-
Law entsteht, dass zwar nicht die gesetzlichen Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen Rechtsformen aufhebe, aber aus den Konsultations- und Rechtsan-
gleichungsprozessen ergäben sich im interdisziplinären Dialog mit Wissenschaft 
und Unternehmenspraxis kontinuierlich neue Gemeinsamkeiten. In einem lan-
gen Prozess der Konvergenz wüchsen einheitliche Corporate Governance Stan-
dards, dann in Bemühungen münden, auch das positive Recht in den EU-Staaten 
einer stärkeren Konvergenz zuzuführen. Die Arbeit der Verfasserin ist ein wich-
tiger und bedeutsamer Beitrag zu diesem Rechtsangleichungsprozess. Sie regt 



 

 

  
 

X 

zum Nachdenken an und sollte von allen, die am Thema Corporate Governance 
in der SE interessiert sind, studiert werden. 
 
Berlin, 15. Februar 2010                                                             F.J. Säcker 
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Erster Teil – Einleitung  
 
A. Problemstellung der Corporate Governance der SE 
 
Eine der lebhaftesten Auseinandersetzungen zwischen Ideal und Praxis sowohl 
im wirtschaftspolitischen als auch im wirtschaftsrechtlichen Raum in Europa 
betrifft den Status der Europäischen Aktiengesellschaft (abgekürzt lateinisch 
„Societas Europaea“ – kurz SE), insbesondere den Aspekt der Corporate Gover-
nance, die der eigentliche Grundstein zur Leitung und Steuerung eines Unter-
nehmens ist. Daher wurde gerade in jüngster Zeit vor allem von großen Indust-
rieländern auf die Notwendigkeit zur Optimierung einer praxisgerechten Corpo-
rate Governance gepocht und international maßgebliche Regeln gefordert. So 
werden seit vielen Jahren die entsprechenden Corporate Governance-Grundsätze 
kontrovers diskutiert und entwickelt.1 Der Fall der SE bildet da keine Ausnahme. 
Ein optimales Corporate Governance-System ist für die SE eine notwendige Be-
dingung, um ihr Wirtschaftsziel2 zu erreichen. 
Viele Jahrzehnte lang haben die europäischen Gesetzgeber dem Ideal entspre-
chend eine einheitliche supranational europäische Rechtsform angestrebt. Dabei 
wurde für unzählige Bemühungen sowohl auf wirtschaftlicher als auch auf poli-
tischer Seite ein hoher Preis bezahlt, wobei letztlich das Erreichen dieses idealen 
Zieles aufgegeben werden musste. Die daraus gezogene Erkenntnis der Unmög-
lichkeit, ein einheitliches Corporate Governance-System für die SE zu kodifizie-
ren, und der Druck zur Schaffung der SE, der wegen des gesteigerten Bedarfs 
nach einer solchen Rechtsform stetig zugenommen hatte, führten im Namen der 
Flexibilität zu dem politischen Kompromiss, die Unternehmen selbst zwischen 
den zwei Corporate Governance-Systemen frei wählen zu lassen, nämlich zwi-
schen dem dualistischen System (bestehend aus Vorstand und Aufsichtsrat) auf 
der einen Seite und dem monistischen System (mit dem Board-Modell) auf der 
anderen Seite. Die eingehende Regelung der Systeme bleibt demnach weitge-
hend den jeweiligen EU-Mitgliedstaaten überlassen, was allerdings bedeutet, 
dass die nationalen rechtlichen Grenzen weiter bestehen bleiben, so dass sich die 
in der ursprünglichen Grundidee der SE3 erwartete Kosteneffizienz und ihre Att-
raktivität verringern. Auf jeden Fall stellt diese Wahlmöglichkeit einen enormen 

                                                 
1 Das Thema „Corporate Governance“ im Allgemeinen wird im dritten Teil ausführlich be-

handelt. 
2 Siehe Präambel, Erwägungsgrund SE-VOV 1991.  
3 Die Grundidee der SE war so, eine Gesellschaftsform zu schaffen, deren Struktur und Funk-

tionsweise durch eine in allen Mitgliedstaaten unmittelbar geltende gemeinschaftsrechtliche 
Verordnung geregelt werden. Unternehmen sollten sich daher in einer Rechtsform konstitu-
ieren können, die in allen EU-Mitgliedstaaten denselben Regeln folgt und die eine Verwirk-
lichung des Unternehmensgegenstandes ohne Rücksicht auf nationale Rechtsunterschiede 
ermöglicht, vgl. Sanders (1960). Auf dem Weg zu einer europäischen Aktiengesellschaft 
(SE), RIW/AWD 6, S. 1 ff.  
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Freiheitsgrad dar, der einen Wettbewerb der Rechtssysteme eröffnet. Diesbezüg-
lich kommen zwei Aspekte in den Blick: 
Erstens stellt sich die Frage, wie sich der Wettbewerb auf die Unternehmens-
landschaft auswirkt, und was diese Auswirkungen für die Gesetzgeber in den 
EU-Mitgliedstaaten bedeuten. 
Zweitens verdient insbesondere der Fall der Konvergenz der beiden Systeme 
von den möglichen Auswirkungen des Wettbewerbs4 (Persistenz, Dominanz und 
Konvergenz) eine nähere Untersuchung. Denn die Konvergenz der Systeme öff-
net als die Angleichung des positiven Rechtes wieder die Möglichkeit eines ein-
heitlichen Corporate Governance-Systems, was seit dem mehrmaligen Scheitern 
einer Einigung zwischen den europäischen Mitgliedstaaten als undurchführbar 
galt. Es stellt sich somit die Frage nach der Möglichkeit und der Form der Kon-
vergenz, sowie auch nach deren Tragweite, d. h ob und wie ein einheitliches 
Corporate Governance-System überhaupt möglich sein kann. 
 
B. Aufbau der Arbeit 
 
Der erste Teil soll zunächst durch die vorangehende Problemstellung der Corpo-
rate Governance der SE (A) und die Darstellung des Aufbaus der Arbeit (B) eine 
Gesamtübersicht liefern. 
Der zweite Teil soll zur Vorkenntnis der SE die historische Entwicklung der SE 
darstellen (A), die wesentlichen Charakteristika der SE im Überblick beschrei-
ben (B) sowie die Rechtsquellen der SE aufzeigen (C). Davon ausgehend wird 
versucht, unter Einbeziehung der Kritik an der SE-VO die Rechtsform der SE 
mit ihrem Vor- und Nachteil zu bewerten (D). 
Der dritte Teil bietet dieser Arbeit die nötigen allgemeinen Grundlagen für die 
Untersuchung der Corporate Governance der SE. Die Kapitel A, B und C befas-
sen sich zunächst mit der aktuellen Bedeutung und dem Begriff der Corporate 
Governance, dem Zustand der nationalen, europäischen und weltweiten Diskus-
sion und Kodexbewegung für die Corporate Governance und den allgemeinen 
theoretischen Grundlagen der Corporate Governance. Dadurch wird gezeigt, was 
Corporate Governance ist, in welchen Fragestellungen sie diskutiert wird und 
was durch ein angemessenes Corporate Governance-System verfolgt wird.  
Das Kapitel D beschäftigt sich mit den verschiedenen wichtigen Kontrollme-
chanismen, durch die die auf der Trennung zwischen Eigentum und Kontrolle 
beruhenden Interessenkonflikte zwischen Prinzipal und Agent ausgeglichen 
werden können, im Bereich der Theorie als auch unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten der verschiedenen nationalen Corporate Governance-Systeme (ins-
besondere des kontinentaleuropäischen dualistischen Systems, vor allem in 
Deutschland, und des angelsächsischen monistischen Systems, insbesondere in 
den USA und Großbritannien) – verbunden mit der SE-VO. Dadurch ist nach-

                                                 
4 Zu den Möglichkeiten der Konsequenzen des Systemwettbewerbs siehe E. II im dritten Teil 

in dieser Arbeit. 
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vollziehbar, warum es nicht anders möglich war, als die Wahlmöglichkeit zwi-
schen zwei verschiedenen Corporate Governance-Systeme in der SE-VO zuzu-
lassen.  
Im weltweiten Wettbewerb der Corporate Governance-Systeme – bei der 
Wahlmöglichkeit der SE – ist jedes System permanent aufgefordert, ein besseres 
System zu schaffen, mit dem das Unternehmen optimalen Erfolg erzielen und im 
Wettbewerb überleben kann. Unter diesen Überlegungen werden in Kapitel E 
die in der Literatur behandelten, verschiedenen theoretischen Entwicklungsmög-
lichkeiten der Corporate Governance-Systeme durch den Wettbewerb dargestellt. 
Dabei wird hier nach der Möglichkeit der einheitlichen Corporate Governance-
Grundsätze für die EU durch die Konvergenz als ein Produkt des Systemwett-
bewerbs gefragt. 
Im vierten Teil wird mit der Erörterung der Wahlmöglichkeit der Corporate Go-
vernance der SE (A) und des Anwendbaren Rechts für die SE (B) begonnen. In 
den Kapiteln C und D wird die Corporate Governance der SE im Vergleich zwi-
schen der deutschen und britischen dualistischen SE sowie der deutschen und 
britischen monistischen SE (insbesondere Organstruktur und Haftung für Unter-
nehmensleitung und -überwachung) untersucht. Mit Hilfe dieses Vergleichs sol-
len die Stärken und Schwächen beider Systeme dargestellt werden. Damit wird 
eine Annäherung beider Systeme mit den Reformvorschlägen versucht, die die 
Grundlage für die auf der Konvergenz durch den Wettbewerb der beiden Syste-
me beruhenden gemeinsamen, einheitlichen Grundsätze der Corporate Gover-
nance der SE in der fernen Zukunft darstellt. Dabei wird mit dem Aufweisen des 
jetzigen Zustandes der Konvergenz der beiden Systeme der Kodex (Soft Law) 
als ein Hilfsmittel für die Beschleunigung des Konvergenzvorgangs der positi-
ven Rechte erwähnt (E). 
Schließlich werden im fünften Teil die Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst 
und ein kurzer Ausblick auf die Entwicklungsmöglichkeiten der SE gegeben. 
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Zweiter Teil – Überblick über die SE 
 
Ziel der Schaffung einer Europäischen Aktiengesellschaft ist die Verwirklichung 
des europäischen Binnenmarktes durch freien Verkehr von den Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital, ohne Hindernisse zwischen EU-Mitgliedstaaten 
im Sinne des EG-Vertrages5  und die damit angestrebte Verbesserung der wirt-
schaftlichen und sozialen Lage innerhalb der EU. Dieses Ideal für den europäi-
schen Binnenmarkt lässt sich aber nicht verwirklichen, ohne dass die zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten vorhandenen nationalen Unterschiede, insbesondere 
Regelungsunterschiede, überwunden werden. Dabei wurden seit jeher Forderun-
gen nach einer gemeinsamen, supranationalen, europäischen Gesellschafts-
rechtsform als Grundlage wirtschaftlichen Handelns laut, die die erheblichen 
Regelungsunterschiede harmonisieren und ausgleichen, und demzufolge die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Tätigkeit der in der EU wirtschaf-
tenden verschiedenen Unternehmen erleichtern sollte. Außerdem schätzt die 
EU-Kommission das Einsparpotential, das durch die Einführung der Rechtsform 
der SE von fusionierten Unternehmen, Holdings- oder Tochtergesellschaften 
erreicht werden könnte, auf 30 Milliarden Euro im Jahr.6 
Mit diesem Ansatz hat sich nach über vierzigjähriger Diskussion der EU- Mit-
gliedstaaten- beginnend mit einem Vortrag des Notars Thibièrge im Jahr 1959 
auf dem Kongress des französischen Notariats - der Europäische Rat Ende 2000 
in Nizza endlich auf eine Verordnung bezüglich des SE-Statuts (SE-VO) und 
eine dazugehörige Richtlinie über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der 
SE geeinigt (SE-RL). Anschließend wurden SE-VO7 und SE-RL8 vom Europäi-
schen Ministerrat im Oktober 2001 endgültig verabschiedet.  
Um sich mit den Themen über das Corporate Governance-System in der SE zu 
befassen, ist eine gewisse Grundkenntnis über die gesamte SE unabdingbar. Im 
Folgenden soll dafür ein grober Überblick über die SE gegeben werden. Durch 
die Betrachtung des Entstehungsweges der SE (A) lässt sich zunächst exempla-
risch zeigen, wie langwierig und schwer der Prozess der Schaffung einer ge-
meinsamen Rechtsform für verschiedene Länder mit verschiedener Kultur, ver-
schiedener Geschichte und verschiedenem Rechtssystem war. Danach erfolgt 
eine Beschäftigung mit den wichtigsten Faktoren der SE im SE-Statut, nämlich 
den wesentlichen Charakteristika (B) und den Rechtsquellen des SE-Statuts (C). 

                                                 
5 Vgl. Art. 2 EGV und Art. 14 Abs. 2 EGV. Zu den Grundfreiheiten des EG-Vertrages, siehe 

Art 17-69, 294 EGV. 
6 Vgl. hierzu Jahn/Herfs-Röttgen, DB 2001, S. 631 ff.; weiter Kommission in Memorandum 

von 1988, S. 6 und 10 f.  
7 Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates v. 8. 10. 2001 über das Statut der Europäischen 

Gesellschaft (SE), Abl. EG Nr. L 294 v. 10. 11. 2001, S.1-21.  
8 Richtlinie 2001/86/EG des Rates zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Gesellschaft 

hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer v. 8. 10. 2001 Abl. EG Nr. L 294 v. 10. 11. 
2001, S. 22-32. 
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Schließlich werden die bisherigen Ausführungen kritisch gewürdigt und offene 
Fragestellungen angesprochen (D). 
 
A. Historische Entwicklung der SE 
 
I. Die Idee von einer SE 
 
Die Idee von einer SE wurde im Jahre 1959 auf dem 57. Kongress der Notare 
Frankreichs von dem französischen Notar Thibièrge vorgetragen, nachdem 1957 
in Rom der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafsgemeinschaft 
(EWG) unterzeichnet worden war.9 Im gleichen Jahr griff der niederländische 
Professor Pieter Sanders diese Idee zur Schaffung einer Aktiengesellschaft eu-
ropäischen Typs, bzw. europäischen Aktienrechts,10 in seiner Antrittsvorlesung 
an der Universität Rotterdam auf und vertrat die Ansicht, dass durch diese neue 
Rechtsform Vorteile in der Organisation und Finanzierung europäischer Unter-
nehmungen erreicht werden könnten.11 Die Europäische Kommission reagierte 
positiv auf die Idee zur Schaffung einer europäischen Gesellschaftsform.12 An-
schließend, im Dezember 1966, formulierten Professor Sanders und seine Sach-
verständigengruppe nach Debatten und ersten Vorarbeiten einen Vorentwurf für 
ein SE-Statut, den die Kommission in eine Denkschrift aufnahm, mit der sie 
deutlich zum Ausdruck brachte, dass die Schaffung europäischer Handelsgesell-
schaften ein bedeutendes Element zur Verwirklichung des gemeinsamen Mark-
tes sei.13  
Andererseits wurden - vor dem Hintergrund zunehmender Übernahmen von eu-
ropäischen Unternehmen durch amerikanische Firmen sowie wegen rechtlicher 
Schwierigkeiten  bei europäischen Unternehmenszusammenschlüssen und Ko-
operationen - Forderungen nach einer einheitlichen Rechtsform laut, die das ef-
fektiv grenzüberschreitende Wirtschaftshandeln in der EU ermöglichen und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der amerikanischen und japanischen Konkur-
renz optimieren sollte. 14  
 
II. Verordnungsvorschläge für das SE-Statut (1970 und 1975) 
 
Ende Juni 1970 legte die europäische Kommission dem Rat einen auf Grundlage 
von Art. 308 (ex-Art. 235) eingerichteten eigenen Verordnungsvorschlag zu ei-

                                                 
9 Vgl. Thibièrge (1959), S. 270 ff., 352, 360 ff. Dazu vgl. auch Lutter, BB 2002, S. 1. 
10 Vgl. Thibièrge, (1959), S. 270 ff., 352, 360 ff. Dazu vgl. auch Sanders (1960), S. 1-5. 
11 Dazu vgl. auch Sanders (1960), S. 1-5. 
12 S. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Stellungnahme, Abl. EG Nr. 65 v. 19. 

12. 1959, S. 1272. Dazu vgl. auch Wenz (1993), S. 12 m. w. N; vgl. auch Theisen/Wenz 
(2002), S. 29. 

13 S. Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Denkschrift über die Schaf-
fung einer europäischen Handelsgesellschaft, SEK(66) 1250 v. 22. 4. 1966, S. 1, 6. 

14 Vgl. Figge (1992), S. 23. Lutter (1968), S.413. 


